
Satzung der Bitcoin Group SE

I.
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft führt die Firma

Bitcoin Group SE

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Herford.

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung und das Betreiben innovativer 
Business-Konzepte und Technologien mit Wachstumspotenzial, insbesondere die 
Entwicklung und das Betreiben von Marktplätzen im Internet für den Erwerb und 
Veräußerung von Kryptowährungen, sowie die Entwicklung und Vermarktung von 
Blockchain-Technologien.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem 
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar dienen oder zu dienen geeignet sind. 
Die Gesellschaft darf zu diesem Zweck insbesondere auch Zweigniederlassungen, 
Unternehmen und Gesellschaften im In- und Ausland errichten sowie andere 
Unternehmen und Gesellschaften im In- und Ausland erwerben oder sich daran 
beteiligen und diese Unternehmen, Gesellschaften und Beteiligungen auch wieder 
veräußern sowie die Geschäftsführung für solche und andere Unternehmen und 
Gesellschaften übernehmen, Unternehmen oder Betriebe pachten und 
Unternehmensverträge abschließen. Beteiligungen an anderen Gesellschaften oder 
Unternehmen sollen dabei in der Regel unternehmerische Beteiligungen sein, bei 
denen ein Einfluss der Gesellschaft auf die unternehmerische Tätigkeit aufgrund einer 
Mehrheitsbeteiligung oder in sonstiger Weise gegeben ist.

(3) Die Gesellschaft kann den Gegenstand des Unternehmens unmittelbar oder auch 
teilweise oder vollständig mittelbar über Unternehmen und Gesellschaften, an denen 
sie beteiligt ist, ausüben. Die Gesellschaft darf auch die gesamte operative Tätigkeit 
auf Unternehmen und Gesellschaften, an denen sie beteiligt ist, auslagern und die 
eigenen Tätigkeiten auf die Übernahme von Holdingfunktionen beschränken.

§ 3 Bekanntmachungen und Übermittlung

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger.

II.
Grundkapital und Aktien



§ 4 Grundkapital und Aktien

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.000.000,00.
Es ist eingeteilt in 5.000.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien.

Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen.

Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft in der Zeit bis zum 1. Juni 2024 um bis zu EUR 2.500.000,00 einmalig 
oder mehrmals durch Ausgabe von bis zu 2.500.000 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2019).
Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 
dabei nach § 186 Abs. 5 AktG auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum 
Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre für eine oder 
mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des genehmigten Kapitals auszuschließen,
(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;
(ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/ oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.
Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend zusammen 
„Schuldverschreibungen“), die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestattet sind und die von der 
Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch werden, ein 
Bezugsrecht auf neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 
Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 
als Aktionär zustünde;

(iii) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht 
wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf den Betrag von 10% des 
Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. veräußert werden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als 
Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen 
Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die 
neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten 
zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen 
ist;

(iv) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere - aber ohne 
Beschränkung hierauf-zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von



sonstigen Vermögensgegenständen oder zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen, die gegen Sacheinlagen ausgegeben werden. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 
jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 
2019 abzuändern.

(5) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.500.000,00 durch Ausgabe von bis zu
2.500.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab 
Beginn des letzten Geschäftsjahres, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss 
gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Die bedingte 
Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei Ausübung von Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. bei Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten an die 
Inhaber bzw. Gläubiger von aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 12. Juli 2019 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/ oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend zusammen „Schuldverschreibungen“). Die Ausgabe der neuen Aktien 
erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 12. Juli 2019 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 
Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 
Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder 
einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz 
stehenden Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 12. Juli 2019 ausgegeben bzw. garantiert worden werden, 
von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen bzw. Wandlungs- bzw. 
Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder soweit die 
Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft 
gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital 
oder durch andere Leistungen bedient werden.
Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie 
entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend 
hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für 
das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung 
von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen 
Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen.
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 
Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2019 abzuändern.

III.
Organe der Gesellschaft

§ 5 Dualistisches System

Die Leitungsstruktur der Gesellschaft entspricht dem dualistischen System. Die Organe 
der Gesellschaft sind:
- der Aufsichtsrat;
- der Vorstand; und
- die Hauptversammlung.



IV.
Vorstand

§ 6 Zusammensetzung und Geschäftsordnung des Vorstands

Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. Auch bei einem 
Grundkapital von mehr als EUR 3.000.000,00 kann der Vorstand aus einem Mitglied 
bestehen.

Die Anzahl der Mitglieder des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat 
kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden 
des Vorstands ernennen.

Falls nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt, kann sich 
der Vorstand durch einstimmigen Beschluss eine Geschäftsordnung geben, die der 
Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf.

§ 7 Vertretung und Geschäftsführung der Gesellschaft

Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder durch ein 
Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein 
Vorstandsmitglied vorhanden, so vertritt es die Gesellschaft allein.

Der Aufsichtsrat kann einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern 
Einzelvertretungsbefugnis erteilen.

Der Aufsichtsrat kann allgemein oder für den Einzelfall beschließen, dass einzelne 
oder alle Vorstandsmitglieder von dem Verbot der Mehrfachvertretung (§ 181 BGB 2. 
Alt.) befreit sind. § 112 AktG bleibt unberührt.

Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der 
Geschäftsordnung.

Der Aufsichtsrat legt in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss 
fest, welche Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung durch den Vorstand 
vorgenommen werden dürfen.

V. Aufsichtsrat

§ 8 Zusammensetzung, Amtszeit, Amtsniederlegung

Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Mitgliedern.

Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne Aufsichtsratsmitglieder 
oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren Zeitraum beschließt, werden die 
Aufsichtsratsmitglieder längstens für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das sechste Geschäftsjahr 
nach der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 
beginnt, nicht mitgerechnet. Die Amtsdauer Eines Aufsichtsratsmitglieds endet jedoch 
spätestens sechs Jahre nach seiner Bestellung. Eine Wiederwahl ist möglich.



Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen 
Mitglieds erfolgt nur für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern kann die Hauptversammlung für die gleiche 
Zeit ebenso viele Ersatzmitglieder wählen und die Reihenfolge bestimmen, in der sie 
an die Stelle der während ihrer Amtszeit ausscheidenden Aufsichtsratsmitglieder für 
die restliche Amtsdauer treten. Ein Ersatzmitglied kann auch für mehrere bestimmte 
Aufsichtsratsmitglieder bestellt werden.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt niederlegen, 
ohne Angabe von Gründen unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen, unter 
Angabe eines wichtigen Grundes jederzeit. Die Niederlegung erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vorstand der Gesellschaft.

§ 9 Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden.

Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter werden für die in § 8 Abs. (2) festgelegte 
Amtszeit gewählt.

Scheidet der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter während der Amtszeit aus 
seinem Amt aus, so hat der
Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl für den Ausgeschiedenen vorzunehmen.

§ 10 Innere Ordnung und Beschlussfassung

In jedem Kalenderjahr muss der Aufsichtsrat vier Sitzungen abhalten. Er hat ferner 
Sitzungen dann abzuhalten, wenn es gesetzlich erforderlich ist oder sonst im 
Interesse der Gesellschaft geboten erscheint.

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner 
Verhinderung durch seinen Stellvertreter mündlich, fernmündlich, schriftlich, per 
Telefax, telegrafisch oder per E-Mail oder einer vergleichbaren Art und Weise unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einberufung soll unter Einhaltung einer 
Frist von zwei Wochen erfolgen; in dringenden Fällen oder mit Zustimmung aller 
Aufsichtsratsmitglieder kann die Einberufungsfrist abgekürzt werden.

Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Vorsitzende oder - sofern 
dieser verhindert ist - sein Stellvertreter.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der 
Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder können an Beschlussfassungen des Aufsichtsrats teilnehmen, 
indem sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben 
überreichen lassen oder ihre Stimme durch Email mit qualifizierter elektronischer 
Signatur (§ 126a BGB) abgeben.

Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats. Sollte eine 
Mehrheit nicht zustande kommen, so entscheidet die Stimme des



Aufsichtsratsvorsitzenden. Die Art und die Form der Beschlussfassung bestimmt der 
Vorsitzende der Sitzung.

(6) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst. Der 
Aufsichtsrat kann auf Anordnung des Vorsitzenden (bzw. des Stellvertreters) auch 
ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich, telegrafisch, fernmündlich, per Telefax, 
Videokonferenz oder per E-Mail oder einer vergleichbaren Art und Weise 
(einschließlich einer Kombination mehrerer dieses Methoden) abstimmen, wenn kein 
Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten 
angemessenen Frist widerspricht; ein Widerspruchsrecht besteht nicht, wenn die 
Beschlussfassung in der Weise durchgeführt wird, dass die daran teilnehmenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der Telekommunikation im Sinne allseitigen und 
gleichzeitigen Sehens und Flörens miteinander in Verbindung stehen und den 
Beschlussgegenstand erörtern können. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats (bzw. der 
Stellvertreter) teilt die Form der Beschlussfassung in der Einberufung mit.

(7) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem 
Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen außerhalb 
von Sitzungen ist die Niederschrift unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten.

(8) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der 
Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und an den Aufsichtsrat 
gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen.

§ 11 Geschäftsordnung und Änderung der Satzungsfassung

(1) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der 
Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung geben.

(2) Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen, 
zu beschließen.

§ 12 Auslagenersatz, Vergütung

(1) Der Aufsichtsrat erhält eine Vergütung, die von der Flauptversammlung festgelegt 
wird. Der Vorsitzende erhält das Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende das 
1,5-Fache der Vergütung eines einfachen Aufsichtsratsmitglieds. Jedes Mitglied des 
Aufsichtsrats erhält seine in Ausführung der Tätigkeiten als Aufsichtsrat angefallenen 
angemessenen Auslagen gegen Nachweis erstattet.

(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält die auf die Vergütung und/ oder einen 
Auslagenersatz etwaig anfallende Umsatzsteuer erstattet, soweit das 
Aufsichtsratsmitglied berechtigt ist, der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in 
Rechnung zu stellen und dieses Recht ausübt.

(3) Soweit ein Aufsichtsratsmitglied sein Amt nicht während des gesamten 
Geschäftsjahres innehat, wird ihm die jeweilige Vergütung nach § 12 Abs. 1 der 
Satzung zeitanteilig für die Monate gewährt, in denen er sein Amt innehatte.



VI.
Hauptversammlung

§ 13 Ort und Einberufung

(1) Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz 
einer deutschen Börse oder in jeder deutschen Gemeinde mit mehr als 100.000 
Einwohnern statt.

(2) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder, in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällen, durch den Aufsichtsrat einberufen.

(3) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften.

(4) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten 
Frist vor der Hauptversammlung durch Vorlage eines besonderen Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes unter der in der Einladung bezeichneten Adresse bei der Gesellschaft 
anmelden. Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes muss in Textform (§ 126 b 
BGB) erfolgen und hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der 
Hauptversammlung zu beziehen. Er ist durch den Letztintermediär (d.h. das Institut, 
das für den Aktionär die Depotkonten führt) in deutscher oder englischer Sprache zu 
erbringen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse innerhalb der Frist nach § 123 Abs. 3 AktG zugehen. In der Einberufung 
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für den Zugang der Anmeldung und 
den Zugang des Nachweises des Anteilsbesitzes vorgesehen werden.

(5) Der Vorstand ist dazu ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an der 
Hauptversammlung auch ohne physische Anwesenheit vor Ort und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online- 
Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu 
treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

§ 14 Durchführung der Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Aufsichtsratsvorsitzenden oder eine andere 
vom Aufsichtsrat bestimmte Person geleitet. Der Aufsichtsrat kann Dritte ohne 
Rücksicht darauf, ob sie dem Unternehmen angehören, zum Versammlungsleiter 
bestimmen. Ein Vorstand oder der beurkundende Notar dürfen nicht zum 
Versammlungsleiter bestimmt werden.

(2) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die auszugsweise oder vollständige Bild- und 
Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden 
Weise zuzulassen.

(3) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er bestimmt die 
Reihenfolge der Redner. Ferner kann er das Frage- und Rederecht der Aktionäre 
zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere zu Beginn der 
Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des 
Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des 
einzelnen Frage- und Redebeitrags angemessen festsetzen. Bei der Festlegung der 
für den einzelnen Frage- und Redebeitrag zur Verfügung stehenden Zeit kann der



Versammlungsleiter zwischen erster und wiederholter Wortmeldung und nach 
weiteren sachgerechten Kriterien unterscheiden.

Der Versammlungsleiter bestimmt das Abstimmungsverfahren. Er kann eine von der 
Einladung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen.

§ 15 Beschlussfassung der Hauptversammlung

Jede Aktie gewährt eine Stimme.

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende Vorschriften 
entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 
Soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, bedarf es für 
Satzungsänderungen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
bzw. - sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist - der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Sofern das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der 
Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich 
zulässig, die einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen 
Grundkapitals.

Das Stimmrecht in der Hauptversammlung kann durch Bevollmächtigte ausgeübt 
werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b BGB). 
In der Einberufung zur Hauptversammlung kann Abweichendes bestimmt werden.
§ 135 Aktiengesetz bleibt unberührt.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne 
selbst oder durch einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder 
im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist 
auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der 
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

VII.
Jahresabschluss

§ 16 Jahresabschluss

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frist den Jahresabschluss sowie, wenn 
gesetzlich erforderlich, den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr 
aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat mit dem Vorschlag für die 
Verwendung des Bilanzgewinns sowie dem Abschlussprüfer (soweit die Gesellschaft 
gesetzlich prüfpflichtig ist oder eine freiwillige Prüfung erfolgt) vorzulegen. Der 
Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, gegebenenfalls den Lagebericht (soweit ein 
solcher aufgestellt wurde) sowie den Vorschlag für die Verwendung des 
Bilanzgewinns zu prüfen. Soweit die Gesellschaft gesetzlich prüfpflichtig ist, hat der 
Abschlussprüfer an den Verhandlungen des Aufsichtsrats teilzunehmen und über die 
wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung zu berichten.

Über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Aufsichtsrat schriftlich an die 
Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, 
nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten.



(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat 
der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. Sie 
beschließt über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie über die 
Verwendung des Bilanzgewinns und wählt ggfs, den Abschlussprüfer.

Soweit einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden sollten, lässt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Die 
Gesellschafter verpflichten sich, etwaige unwirksame oder undurchführbare Bestimmungen 
durch wirksame bzw. durchführbare Bestimmungen zu ersetzen, die dem von den 
Gesellschaftern Gewollten wirtschaftlich am nächsten kommen. Gleiches gilt im Fall einer 
Lücke.

Die Kosten und Steuern der Gründung kann die Gesellschaft tragen, und zwar bis zu einem 
Höchstbetrag von bis zu 7.500,00 Euro.

Die in dem vorstehenden Gesellschaftsvertrag geänderten Bestimmungen stimmen mit dem 
in meiner Urkunde vom 01.07.2022 - Nr. 585 meines Urkundenverzeichnisses für 2022 - 
gefassten Beschluss über die Änderung des Gesellschaftsvertrages und die unveränderten 
Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut des 
Gesellschaftsvertrages überein.

Herford, den 01.07.2022

VIII.
Schlussbestimmungen

§17 Salvatorische Klausel

§ 18 Gründungskosten



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Herford, den 15.07.2022

 Thomas Lang, Notar


